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A n fra g e b e a. n t W 0 r t \1 n g. 

eine Anfrage der Abg.N e u man n und Genossen Ubar die 

gesetzliohe Regelung der Erwachsenenbildung teilt Bundesminister rür 

Unterricht Dr.Hu r des mit: 

Es unterliegt keinem Zweifel, dass dem Volksbildungs ... en, 

gerade in der heutigen Zeit besonder$ Bedeutung zukommt. In Würdigung 
dieser Tatsaohe und in Anerkennung der Förderungswttrdigkeit der Erwachsenen­

bildung bat daher das Bundesministerium für Unterricht s~hon vor längerer 

Zeit den Entwurf zu einem VOlksbildungsBesetz ausgearbeitet, den ich ~ver­

wahrt vorlege. Bereits 1948 konnten die in Frage kommenden Körperschaften 

und Organisationen zur Stellungnahme zu diesem Entwurf eingeladen werden. 

Leider wurde dieser Entwurf zweimal im Ministerrat zurU~estellt (Sitzung 

vom 24.5.1949 bzw"lO.1.1950). Das Bundesministerium für Unterricht hat sich 
nichtsdestoweniger bemüht, im Rahmen der gegebenen Möglichkeiten das Volks­

bildungswesen zu fördern, und' zwar in facblioher Beziehung durch Beratung, 

Veranstaltung von Tagungen, Kursen für Volksbildner und Volksbibliothekare, 

Herausgabe einer Büohere1seitschritt und dergleiohen. Zu diesem Zweoke wurde 

naoh 1945 die vor 1938 bestandene Institution der Bundesstaatlichen Volks­

b1ldungsreterenten wieder ins Leben gerufen. Auch materiell wurden der Volks­

bildung laufend Subventionen a.us ordentliohen BUdgatmittelnwie aus Mitte1ll 

dea Kulturgrosohens und des Kunstförderungsbeitrages gewährt (1951 400.000 S). 

Sohliesslich wurde als Ersats für das Bäuerliohe Volksbildungsheim Huberten­

dort ein Bäuerliohes VOlksbildungaheim in Sohloss Grasohnitz bei Kapfenberg 

erriohte", das während der Sommermonate als Sohulungsheim ve~s:ndet und auch 

volksbildnerischen Organisationen zur Verfügung gestellt wird. Ein zweites 

Volksbildungsheim wird zu B.eginn des kommenden Jahr'es in Natters bei Innsbruck 

eröffnet werden. Ferner ist es trotz der beengten staatsfinanziellen Lage 

m8glioh gewesen, im Voransoblas 1952 erstmalig eibe eigene Vo~ansohlagspost 

"SUbventionen für ,Volkshochschulen" aufzunehmen und mit 250.000 S zu dotieren. 

Dazu kommen voraussiohtlioh noch Zuwendungen aus deR Kulturgroschen und dem 

Kunstf6rderungsbeitrag. 

Was die in der gegenständliohen Anfrage vorgebraohten Wünsohe der 

Volkshochsohulen anbelangt, wie, dass der Staat, die Länder und die Gemeinden 

die Hälfte da. Betriebskosten der Volkshoohschulen übernehmen sollen, kann ich 

für die Länder und Gemeinden keine Erklärung abgeben. Eine materielle Förderang 
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aeitens meines Ministeriums erfolgt in dom oben crwähntnn Ausma.ß~ Einrich­

tungen, die der Volksbildung dienen kön~, nie Schulräumo und derglei­

chen, 'Werden bereits in violen Fälle:n don Volksbilduncshäuserh gegen Er­
satz dorSelbstkostcn zur Verfügung gestellt. Was die Befreiung der Volks­

hochschulen von allen Steuern und Abgaben anbe~angt, wäre auch'hier vor­

orst die Schaffung gesotzlicheporaussetzungen notwendig. Niohtsdestoweni­

ger ilurden auf Grund von Gutachton und Befürwortungon dos Bundosministo .. 

riums für Unterricht in violen Fällen EinrichtunGon des Volksbildungs­

wosons von Seite der kompetonten Stollon der Finanzvorllaltung Yloitgehendc 

Steuer ... und Abgabencrmäßigungon gOV7ährt .. 

Ich erkenne nach wie vor die Notwendie~oit, das Volksbildung~eson 

auf oino gesotzliche Grundlage zu stIlen, an ul),d bin gerne bereit, die 

diosbozüglichen, schon vor Jahren bcgonJ1enon Bemühungon nach dioser Rich­

tung fortzusotzQn. 

.-.-.-.-.-'e>-.-

(Der Anfrageboantuortung lag der Entwurf oinos Bundesgesetzos, bo­

troffend das Volksbildungm7csen, bei.) . 
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